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Synopse zum Mietrechtsanpassungsgesetz vom 18.12.2018 

BGBl I 2648 

Bis 31.12.2018 gültige Fassung Ab 1.1.2019 gültige Fassung 

§ 555c BGB 
Ankündigung von 

Modernisierungsmaßnahmen 
(1) Der Vermieter hat dem Mieter eine 
Modernisierungsmaßnahme spätestens drei 
Monate vor ihrem Beginn in Textform 
anzukündigen 
(Modernisierungsankündigung). Die 
Modernisierungsankündigung muss 
Angaben enthalten über: 
1. die Art und den voraussichtlichen 
Umfang der Modernisierungsmaßnahme in 
wesentlichen Zügen, 
2. den voraussichtlichen Beginn und die 
voraussichtliche Dauer der 
Modernisierungsmaßnahme, 
3. den Betrag der zu erwartenden 
Mieterhöhung, sofern eine Erhöhung nach § 
559 verlangt werden soll, sowie die 
voraussichtlichen künftigen Betriebskosten. 
 
(2) Der Vermieter soll den Mieter in der 
Modernisierungsankündigung auf die Form 
und die Frist des Härteeinwands nach § 
555d Abs. 3 Satz 1 hinweisen. 
(3) In der Modernisierungsankündigung für 
eine Modernisierungsmaßnahme nach § 
555b Nummer 1 und 2 kann der Vermieter 
insbesondere hinsichtlich der energetischen 
Qualität von Bauteilen auf allgemein 
anerkannte Pauschalwerte Bezug nehmen. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Modernisierungsmaßnahmen, die nur mit 
einer unerheblichen Einwirkung auf die 
Mietsache verbunden sind und nur zu einer 
unerheblichen Mieterhöhung führen. 
(5) Eine zum Nachteil des Mieters 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

§ 555c BGB 
Ankündigung von 

Modernisierungsmaßnahmen 
(1) Der Vermieter hat dem Mieter eine 
Modernisierungsmaßnahme spätestens drei 
Monate vor ihrem Beginn in Textform 
anzukündigen 
(Modernisierungsankündigung). Die 
Modernisierungsankündigung muss 
Angaben enthalten über: 
1. die Art und den voraussichtlichen 
Umfang der Modernisierungsmaßnahme in 
wesentlichen Zügen, 
2. den voraussichtlichen Beginn und die 
voraussichtliche Dauer der 
Modernisierungsmaßnahme, 
3. den Betrag der zu erwartenden 
Mieterhöhung, sofern eine Erhöhung nach § 
559 oder § 559c verlangt werden soll, 
sowie die voraussichtlichen künftigen 
Betriebskosten. 
(2) Der Vermieter soll den Mieter in der 
Modernisierungsankündigung auf die Form 
und die Frist des Härteeinwands nach § 
555d Abs. 3 Satz 1 hinweisen. 
(3) In der Modernisierungsankündigung für 
eine Modernisierungsmaßnahme nach § 
555b Nummer 1 und 2 kann der Vermieter 
insbesondere hinsichtlich der energetischen 
Qualität von Bauteilen auf allgemein 
anerkannte Pauschalwerte Bezug nehmen. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Modernisierungsmaßnahmen, die nur mit 
einer unerheblichen Einwirkung auf die 
Mietsache verbunden sind und nur zu einer 
unerheblichen Mieterhöhung führen. 
(5) Eine zum Nachteil des Mieters 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

§ 556e  
Berücksichtigung der Vormiete oder 
einer durchgeführten Modernisierung 

(1) Ist die Miete, die der vorherige Mieter 
zuletzt schuldete (Vormiete), höher als die 
nach § 556d Abs. 1 zulässige Miete, so darf 
eine Miete bis zur Höhe der Vormiete 
vereinbart werden. Bei der Ermittlung der 
Vormiete unberücksichtigt bleiben 
Mietminderungen sowie solche 
Mieterhöhungen, die mit dem vorherigen 
Mieter innerhalb des letzten Jahres vor 

§ 556e  
Berücksichtigung der Vormiete oder 
einer durchgeführten Modernisierung 

(1) Ist die Miete, die der vorherige Mieter 
zuletzt schuldete (Vormiete), höher als die 
nach § 556d Abs. 1 zulässige Miete, so darf 
eine Miete bis zur Höhe der Vormiete 
vereinbart werden. Bei der Ermittlung der 
Vormiete unberücksichtigt bleiben 
Mietminderungen sowie solche 
Mieterhöhungen, die mit dem vorherigen 
Mieter innerhalb des letzten Jahres vor 
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Beendigung des Mietverhältnisses 
vereinbart worden sind. 
(2) Hat der Vermieter in den letzten drei 
Jahren vor Beginn des Mietverhältnisses 
Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 555b durchgeführt, so darf die nach § 
556d Abs. 1 zulässige Miete um den Betrag 
überschritten werden, der sich bei einer 
Mieterhöhung nach § 559 Abs. 1 bis 3 und 
§ 559a Abs. 1 bis 4 ergäbe. Bei der 
Berechnung nach Satz 1 ist von der 
ortsüblichen Vergleichsmiete (§ 558 Abs. 2) 
auszugehen, die bei Beginn des 
Mietverhältnisses ohne Berücksichtigung 
der Modernisierung anzusetzen wäre. 

Beendigung des Mietverhältnisses 
vereinbart worden sind. 
(2) Hat der Vermieter in den letzten drei 
Jahren vor Beginn des Mietverhältnisses 
Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 555b durchgeführt, so darf die nach § 
556d Abs. 1 zulässige Miete um den Betrag 
überschritten werden, der sich bei einer 
Mieterhöhung nach § 559 Abs. 1 bis 3a und 
§ 559a Abs. 1 bis 4 ergäbe. Bei der 
Berechnung nach Satz 1 ist von der 
ortsüblichen Vergleichsmiete (§ 558 Abs. 2) 
auszugehen, die bei Beginn des 
Mietverhältnisses ohne Berücksichtigung 
der Modernisierung anzusetzen wäre. 

§ 556g 
Rechtsfolgen; Auskunft über die Miete 

(1) Eine zum Nachteil des Mieters von 
den Vorschriften dieses Unterkapitels 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 
Für Vereinbarungen über die Miethöhe bei 
Mietbeginn gilt dies nur, soweit die 
zulässige Miete überschritten wird. Der 
Vermieter hat dem Mieter zu viel gezahlte 
Miete nach den Vorschriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben. Die §§ 814 
und 817 Satz 2 sind nicht anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 556g 
Rechtsfolgen; Auskunft über die Miete 

(1) Eine zum Nachteil des Mieters von 
den Vorschriften dieses Unterkapitels 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 
Für Vereinbarungen über die Miethöhe bei 
Mietbeginn gilt dies nur, soweit die 
zulässige Miete überschritten wird. Der 
Vermieter hat dem Mieter zu viel gezahlte 
Miete nach den Vorschriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben. Die §§ 814 
und 817 Satz 2 sind nicht anzuwenden. 
(1a) Soweit die Zulässigkeit der  
Miete auf § 556e oder § 556f beruht, ist  
der Vermieter verpflichtet, dem Mieter  
vor dessen Abgabe der 
Vertragserklärung über Folgendes 
unaufgefordert  
Auskunft zu erteilen:  
1. im Fall des § 556e Abs. 1 darüber, wie 
hoch die Vormiete ein Jahr vor 
Beendigung des Vormietverhältnisses 
war,  
2. im Fall des § 556e Abs. 2 darüber, 
dass in den letzten drei Jahren vor 
Beginn des Mietverhältnisses  
Modernisierungsmaßnahmen  
durchgeführt wurden,  
3. im Fall des § 556f Satz 1 darüber,  
dass die Wohnung nach dem 1. Oktober 
2014 erstmals genutzt und vermietet 
wurde,  
4. im Fall des § 556f Satz 2 darüber,  
dass es sich um die erste Vermietung 
nach umfassender Modernisierung 
handelt.  
Soweit der Vermieter die Auskunft nicht  
erteilt hat, kann er sich nicht auf eine  
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(2) Der Mieter kann von dem Vermieter eine 
nach den §§ 556d und 556e nicht 
geschuldete Miete nur zurückverlangen, 
wenn er einen Verstoß gegen die 
Vorschriften dieses Unterkapitels gerügt hat 
und die zurückverlangte Miete nach Zugang 
der Rüge fällig geworden ist. Die Rüge 
muss die Tatsachen enthalten, auf denen 
die Beanstandung der vereinbarten Miete 
beruht. 
(3) Der Vermieter ist auf Verlangen des 
Mieters verpflichtet, Auskunft über 
diejenigen Tatsachen zu erteilen, die für die 
Zulässigkeit der vereinbarten Miete nach 
den Vorschriften dieses Unterkapitels 
maßgeblich sind, soweit diese Tatsachen 
nicht allgemein zugänglich sind und der 
Vermieter hierüber unschwer Auskunft 
geben kann. Für die Auskunft über 
Modernisierungsmaßnahmen (§ 556e Abs. 
2) gilt § 559b Abs. 1 Satz 2 und 3 
entsprechend. 
(4) Sämtliche Erklärungen nach den Abs. 2 
und 3 bedürfen der Textform. 

nach § 556e oder § 556f zulässige Miete  
berufen. Hat der Vermieter die Auskunft  
nicht erteilt und hat er diese in der vor- 
geschriebenen Form nachgeholt, kann  
er sich erst zwei Jahre nach Nachholung 
der Auskunft auf eine nach § 556e oder § 
556f zulässige Miete berufen. Hat der 
Vermieter die Auskunft nicht in der 
vorgeschriebenen Form erteilt, so kann 
er sich auf eine nach § 556e oder § 556f 
zulässige Miete erst dann berufen, wenn 
er die Auskunft in der vorgeschriebenen 
Form nachgeholt hat. 
(2) Der Mieter kann von dem Vermieter eine 
nach den §§ 556d und 556e nicht 
geschuldete Miete nur zurückverlangen, 
wenn er einen Verstoß gegen die 
Vorschriften dieses Unterkapitels gerügt hat 
und die zurückverlangte Miete nach Zugang 
der Rüge fällig geworden ist. Hat der 
Vermieter eine Auskunft nach Abs. 1a 
Satz 1 erteilt, so muss die Rüge sich auf 
diese Auskunft beziehen 
(3) Der Vermieter ist auf Verlangen des 
Mieters verpflichtet, Auskunft über 
diejenigen Tatsachen zu erteilen, die für die 
Zulässigkeit der vereinbarten Miete nach 
den Vorschriften dieses Unterkapitels 
maßgeblich sind, soweit diese Tatsachen 
nicht allgemein zugänglich sind und der 
Vermieter hierüber unschwer Auskunft 
geben kann. Für die Auskunft über 
Modernisierungsmaßnahmen (§ 556e Abs. 
2) gilt § 559b Abs. 1 Satz 2 und 3 
entsprechend. 
(4) Sämtliche Erklärungen nach den Abs. 
1a und 3 bedürfen der Textform. 

§ 558 
Mieterhöhung bis zur ortsüblichen 

Vergleichsmiete 
(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu 
einer Erhöhung der Miete bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen, 
wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem 
die Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten 
unverändert ist. Das 
Mieterhöhungsverlangen kann frühestens 
ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung 
geltend gemacht werden. Erhöhungen nach 
den §§ 559 bis 560 werden nicht 
berücksichtigt. 
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird 
gebildet aus den üblichen Entgelten, die in 
der Gemeinde oder einer vergleichbaren 

§ 558 
Mieterhöhung bis zur ortsüblichen 

Vergleichsmiete 
(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu 
einer Erhöhung der Miete bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen, 
wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem 
die Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten 
unverändert ist. Das 
Mieterhöhungsverlangen kann frühestens 
ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung 
geltend gemacht werden. Erhöhungen nach 
den §§ 559 bis 560 werden nicht 
berücksichtigt. 
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird 
gebildet aus den üblichen Entgelten, die in 
der Gemeinde oder einer vergleichbaren 
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Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit 
und Lage einschließlich der energetischen 
Ausstattung und Beschaffenheit in den 
letzten vier Jahren vereinbart oder, von 
Erhöhungen nach § 560 abgesehen, 
geändert worden sind. Ausgenommen ist 
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch 
Gesetz oder im Zusammenhang mit einer 
Förderzusage festgelegt worden ist. 
(3) Bei Erhöhungen nach Abs. 1 darf sich 
die Miete innerhalb von drei Jahren, von 
Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 
abgesehen, nicht um mehr als 20 vom 
Hundert erhöhen (Kappungsgrenze). Der 
Prozentsatz nach Satz 1 beträgt 15 vom 
Hundert, wenn die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessenen 
Bedingungen in einer Gemeinde oder 
einem Teil einer Gemeinde besonders 
gefährdet ist und diese Gebiete nach Satz 3 
bestimmt sind. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, diese Gebiete durch 
Rechtsverordnung für die Dauer von jeweils 
höchstens fünf Jahren zu bestimmen. 
(4) Die Kappungsgrenze gilt nicht, 
1. wenn eine Verpflichtung des Mieters zur 
Ausgleichszahlung nach den Vorschriften 
über den Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen wegen des Wegfalls 
der öffentlichen Bindung erloschen ist und 
2. soweit die Erhöhung den Betrag der 
zuletzt zu entrichtenden Ausgleichszahlung 
nicht übersteigt. Der Vermieter kann vom 
Mieter frühestens vier Monate vor dem 
Wegfall der öffentlichen Bindung verlangen, 
ihm innerhalb eines Monats über die 
Verpflichtung zur Ausgleichszahlung und 
über deren Höhe Auskunft zu erteilen. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn die Verpflichtung 
des Mieters zur Leistung einer 
Ausgleichszahlung nach den §§ 34 bis 37 
des Wohnraumförderungsgesetzes und den 
hierzu ergangenen landesrechtlichen 
Vorschriften wegen Wegfalls der 
Mietbindung erloschen ist. 
(5) Von dem Jahresbetrag, der sich bei 
einer Erhöhung auf die ortsübliche 
Vergleichsmiete ergäbe, sind Drittmittel im 
Sinne des § 559a abzuziehen, im Falle des 
§ 559a Abs. 1 mit 11 vom Hundert des 
Zuschusses. 

Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit 
und Lage einschließlich der energetischen 
Ausstattung und Beschaffenheit in den 
letzten vier Jahren vereinbart oder, von 
Erhöhungen nach § 560 abgesehen, 
geändert worden sind. Ausgenommen ist 
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch 
Gesetz oder im Zusammenhang mit einer 
Förderzusage festgelegt worden ist. 
(3) Bei Erhöhungen nach Abs. 1 darf sich 
die Miete innerhalb von drei Jahren, von 
Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 
abgesehen, nicht um mehr als 20 vom 
Hundert erhöhen (Kappungsgrenze). Der 
Prozentsatz nach Satz 1 beträgt 15 vom 
Hundert, wenn die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessenen 
Bedingungen in einer Gemeinde oder 
einem Teil einer Gemeinde besonders 
gefährdet ist und diese Gebiete nach Satz 3 
bestimmt sind. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, diese Gebiete durch 
Rechtsverordnung für die Dauer von jeweils 
höchstens fünf Jahren zu bestimmen. 
(4) Die Kappungsgrenze gilt nicht, 
1. wenn eine Verpflichtung des Mieters zur 
Ausgleichszahlung nach den Vorschriften 
über den Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen wegen des Wegfalls 
der öffentlichen Bindung erloschen ist und 
2. soweit die Erhöhung den Betrag der 
zuletzt zu entrichtenden Ausgleichszahlung 
nicht übersteigt. Der Vermieter kann vom 
Mieter frühestens vier Monate vor dem 
Wegfall der öffentlichen Bindung verlangen, 
ihm innerhalb eines Monats über die 
Verpflichtung zur Ausgleichszahlung und 
über deren Höhe Auskunft zu erteilen. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn die Verpflichtung 
des Mieters zur Leistung einer 
Ausgleichszahlung nach den §§ 34 bis 37 
des Wohnraumförderungsgesetzes und den 
hierzu ergangenen landesrechtlichen 
Vorschriften wegen Wegfalls der 
Mietbindung erloschen ist. 
(5) Von dem Jahresbetrag, der sich bei 
einer Erhöhung auf die ortsübliche 
Vergleichsmiete ergäbe, sind Drittmittel im 
Sinne des § 559a abzuziehen, im Falle des 
§ 559a Abs. 1 mit 8 vom Hundert des 
Zuschusses. 
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(6) Eine zum Nachteil des Mieters 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

(6) Eine zum Nachteil des Mieters 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

§ 559 
Mieterhöhung nach 

Modernisierungsmaßnahmen 
(1) Hat der Vermieter 
Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 555b Nr. 1, 3, 4, 5 oder 6 durchgeführt, so 
kann er die jährliche Miete um 11 Prozent 
der für die Wohnung aufgewendeten Kosten 
erhöhen. 
(2) Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen 
erforderlich gewesen wären, gehören nicht 
zu den aufgewendeten Kosten nach Abs. 1; 
sie sind, soweit erforderlich, durch 
Schätzung zu ermitteln. 
(3) Werden Modernisierungsmaßnahmen 
für mehrere Wohnungen durchgeführt, so 
sind die Kosten angemessen auf die 
einzelnen Wohnungen aufzuteilen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Mieterhöhung ist ausgeschlossen, 
soweit sie auch unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen künftigen Betriebskosten 
für den Mieter eine Härte bedeuten würde, 
die auch unter Würdigung der berechtigten 
Interessen des Vermieters nicht zu 
rechtfertigen ist. Eine Abwägung nach Satz 
1 findet nicht statt, wenn 
1. die Mietsache lediglich in einen Zustand 
versetzt wurde, der allgemein üblich ist, 
oder 
2. die Modernisierungsmaßnahme auf 
Grund von Umständen durchgeführt wurde, 
die der Vermieter nicht zu vertreten hatte. 
(5) Umstände, die eine Härte nach Abs. 4 
Satz 1 begründen, sind nur zu 
berücksichtigen, wenn sie nach § 555d Abs. 
3 bis 5 rechtzeitig mitgeteilt worden sind. 
Die Bestimmungen über die Ausschlussfrist 
nach Satz 1 sind nicht anzuwenden, wenn 

§ 559 
Mieterhöhung nach 

Modernisierungsmaßnahmen 
(1) Hat der Vermieter 
Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 555b Nr. 1, 3, 4, 5 oder 6 durchgeführt, so 
kann er die jährliche Miete um 8 Prozent 
der für die Wohnung aufgewendeten Kosten 
erhöhen. 
(2) Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen 
erforderlich gewesen wären, gehören nicht 
zu den aufgewendeten Kosten nach Abs. 1; 
sie sind, soweit erforderlich, durch 
Schätzung zu ermitteln. 
(3) Werden Modernisierungsmaßnahmen 
für mehrere Wohnungen durchgeführt, so 
sind die Kosten angemessen auf die 
einzelnen Wohnungen aufzuteilen. 
(3a) Bei Erhöhungen der jährlichen  
Miete nach Abs. 1 darf sich die 
monatliche Miete innerhalb von sechs 
Jahren, von Erhöhungen nach § 558 
oder § 560 abgesehen, nicht um mehr als 
3 Euro je Quadratmeter Wohnfläche 
erhöhen. Beträgt die monatliche Miete 
vor der Mieterhöhung weniger als 7 Euro  
pro Quadratmeter Wohnfläche, so  
darf sie sich abweichend von Satz 1  
nicht um mehr als 2 Euro je 
Quadratmeter Wohnfläche erhöhen. 
(4) Die Mieterhöhung ist ausgeschlossen, 
soweit sie auch unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen künftigen Betriebskosten 
für den Mieter eine Härte bedeuten würde, 
die auch unter Würdigung der berechtigten 
Interessen des Vermieters nicht zu 
rechtfertigen ist. Eine Abwägung nach Satz 
1 findet nicht statt, wenn 
1. die Mietsache lediglich in einen Zustand 
versetzt wurde, der allgemein üblich ist, 
oder 
2. die Modernisierungsmaßnahme auf 
Grund von Umständen durchgeführt wurde, 
die der Vermieter nicht zu vertreten hatte. 
(5) Umstände, die eine Härte nach Abs. 4 
Satz 1 begründen, sind nur zu 
berücksichtigen, wenn sie nach § 555d Abs. 
3 bis 5 rechtzeitig mitgeteilt worden sind. 
Die Bestimmungen über die Ausschlussfrist 
nach Satz 1 sind nicht anzuwenden, wenn 
die tatsächliche Mieterhöhung die 
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die tatsächliche Mieterhöhung die 
angekündigte um mehr als 10 Prozent 
übersteigt. 
(6) Eine zum Nachteil des Mieters 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

angekündigte um mehr als 10 Prozent 
übersteigt. 
(6) Eine zum Nachteil des Mieters 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

 § 559c 
Vereinfachtes Verfahren 

1) Übersteigen die für die 
Modernisierungsmaßnahme geltend 
gemachten Kosten für die Wohnung vor 
Abzug der Pauschale nach Satz 2 10 000 
Euro nicht, so kann der Vermieter die 
Mieterhöhung nach einem vereinfachten 
Verfahren berechnen. Als Kosten,  
die für Erhaltungsmaßnahmen 
erforderlich gewesen wären (§ 559 Abs. 
2), werden pauschal 30 Prozent der nach 
Satz 1 geltend gemachten Kosten 
abgezogen. § 559 Abs. 4 und § 559a Abs. 
2 Satz 1 bis 3 finden keine Anwendung. 
(2) Hat der Vermieter die Miete in den  
letzten fünf Jahren bereits nach Abs. 1 
oder nach § 559 erhöht, so mindern sich 
die Kosten, die nach Abs. 1 Satz 1 für die 
weitere Modernisierungsmaßnahme 
geltend gemacht werden können, um die 
Kosten, die in diesen früheren Verfahren 
für Modernisierungsmaßnahmen geltend 
gemacht wurden. 
(3) § 559b gilt für das vereinfachte  
Verfahren entsprechend. Der Vermieter 
muss in der Mieterhöhungserklärung 
angeben, dass er die Mieterhöhung nach 
dem vereinfachten Verfahren berechnet 
hat. Hat der Vermieter eine Mieterhöhung 
im vereinfachten Verfahren geltend 
gemacht, so kann er innerhalb von fünf 
Jahren nach Zugang der 
Mieterhöhungserklärung  
beim Mieter keine Mieterhöhungen nach  
§ 559 geltend machen. Dies gilt nicht, 
1. soweit der Vermieter in diesem 
Zeitraum Modernisierungsmaßnahmen  
aufgrund einer gesetzlichen 
Verpflichtung durchzuführen hat und er 
diese Verpflichtung bei Geltendmachung 
der Mieterhöhung im vereinfachten 
Verfahren nicht kannte oder kennen 
musste,  
2. sofern eine 
Modernisierungsmaßnahme aufgrund 
eines Beschlusses von 
Wohnungseigentümern durchgeführt 
wird, der frühestens zwei Jahre nach 
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Zugang der Mieterhöhungserklärung 
beim Mieter gefasst wurde.  
(5) Für die 
Modernisierungsankündigung, die zu 
einer Mieterhöhung nach  
dem vereinfachten Verfahren führen soll,  
gilt § 555c mit den Maßgaben, dass  
1. der Vermieter in der 
Modernisierungsankündigung angeben 
muss, dass er von dem vereinfachten 
Verfahren Gebrauch macht;  
2. es der Angabe der voraussichtlichen  
künftigen Betriebskosten nach § 555c  
Abs. 1 Satz 2 Nummer 3 nicht bedarf. 

 § 559d 
Pflichtverletzungen bei Ankündigung 
oder Durchführung einer baulichen 

Veränderung 
Es wird vermutet, dass der Vermieter  
seine Pflichten aus dem 
Schuldverhältnis verletzt hat, wenn  
1. mit der baulichen Veränderung nicht 
innerhalb von zwölf Monaten nach deren  
angekündigtem Beginn oder, wenn An- 
gaben hierzu nicht erfolgt sind, nach Zu- 
gang der Ankündigung der baulichen  
Veränderung begonnen wird,  
2. in der Ankündigung nach § 555c Abs. 
1 ein Betrag für die zu erwartende  
Mieterhöhung angegeben wird, durch  
den die monatliche Miete mindestens  
verdoppelt würde,  
3. die bauliche Veränderung in einer 
Weise durchgeführt wird, die geeignet 
ist, zu erheblichen, objektiv nicht 
notwendigen Belastungen des Mieters 
zu führen, oder 
4. die Arbeiten nach Beginn der 
baulichen Veränderung mehr als zwölf 
Monate ruhen.  
Diese Vermutung gilt nicht, wenn der 
Vermieter darlegt, dass für das Verhalten 
im Einzelfall ein nachvollziehbarer 
objektiver Grund vorliegt. 

§ 578  
Mietverhältnisse über Grundstücke und 

Räume 
(1) Auf Mietverhältnisse über Grundstücke 
sind die Vorschriften der §§ 550, 562 bis 
562d, 566 bis 567b sowie 570 
entsprechend anzuwenden. 
(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die 
keine Wohnräume sind, sind die in Abs. 1 
genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, 

§ 578  
Mietverhältnisse über Grundstücke und 

Räume 
(1) Auf Mietverhältnisse über Grundstücke 
sind die Vorschriften der §§ 550, 562 bis 
562d, 566 bis 567b sowie 570 
entsprechend anzuwenden. 
(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die 
keine Wohnräume sind, sind die in Abs. 1 
genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, 
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§ 555a Abs. 1 bis 3, §§ 555b, 555c Abs. 1 
bis 4, § 555d Abs. 1 bis 6, § 555e Abs. 1 
und 2, § 555f und § 569 Abs. 2 
entsprechend anzuwenden. § 556c Abs. 1 
und 2 sowie die auf Grund des § 556c Abs. 
3 erlassene Rechtsverordnung sind 
entsprechend anzuwenden, abweichende 
Vereinbarungen sind zulässig. Sind die 
Räume zum Aufenthalt von Menschen 
bestimmt, so gilt außerdem § 569 Abs. 1 
entsprechend. 

§ 555a Abs. 1 bis 3, §§ 555b, 555c Abs. 1 
bis 4, § 555d Abs. 1 bis 6, § 555e Abs. 1 
und 2, § 555f und § 569 Abs. 2 
entsprechend anzuwenden. § 556c Abs. 1 
und 2 sowie die auf Grund des § 556c Abs. 
3 erlassene Rechtsverordnung sind 
entsprechend anzuwenden, abweichende 
Vereinbarungen sind zulässig. Sind die 
Räume zum Aufenthalt von Menschen 
bestimmt, so gilt außerdem § 569 Abs. 1 
entsprechend. 
„(3) Auf Verträge über die Anmietung  
von Räumen durch eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder 
einen anerkannten privaten Träger der 
Wohlfahrtspflege, die geschlossen 
werden, um die Räume Personen mit 
dringendem Wohnungsbedarf zum 
Wohnen zu überlassen, sind die in den 
Abs.  1 und 2 genannten Vorschriften 
sowie die §§ 557, 557a Abs. 1 bis 3 und 
5, § 557b Abs. 1 bis 3 und 5, §§ 558 bis 
559d, 561, 568 Abs. 1, § 569 Abs. 3 bis 5, 
§§ 573 bis 573d, 575, 575a Abs. 1, 3 und 
4, §§ 577 und 577a entsprechend 
anzuwenden. Solche Verträge können 
zusätzlich zu den in § 575 Abs. 1 Satz 1 
genannten Gründen auch dann auf 
bestimmte Zeit geschlossen werden, 
wenn der  
Vermieter die Räume nach Ablauf der  
Mietzeit für ihm obliegende oder ihm 
übertragene öffentliche Aufgaben nutzen 
will. 

 § 6 
Durchführung einer baulichen 

Veränderung in 
missbräuchlicher Weise 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer in der 
Absicht, einen Mieter von Wohnraum 
hierdurch zur Kündigung oder zur 
Mitwirkung an der Aufhebung  
des Mietverhältnisses zu veranlassen, 
eine bauliche Veränderung in einer 
Weise durchführt oder durchführen 
lässt, die geeignet ist, zu erheblichen, 
objektiv nicht notwendigen Belastungen 
des Mieters zu führen.  
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu hunderttausend 
Euro geahndet werden. 

 


